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Gemeinden: Puffer bei der Planung Weihnachts-
grüsse der VU 

Zitate aus dem 
«Liechtensteiner Vaterland» 

vom 28. Dezember 1971 
« . . .  stundenlanger polemischer Debat­
ten im Landtag von selten der FBP-Frak-
tion . . .  ihre oppositionelle Ellbogenfrei­
heit . . .  Demokratie in unserem Lande 
noch selten so strapaziert . . .  von ge­
wissen Politikern, die sich in der Rolle 
destruktiver Oppositioneller weit woh­
ler fühlen . . .  Freipass für politische 
WinkelzUge . . .  Aufschrei gegen angeb­
liche Knechtung . . .  vom Volksblatt in 
gewohnter Uebertreibung . . .  derartig 
grobklotzige Unwahrheiten .. .  politische 
Bauernfängerei . . .  solchen Hirngespin­
sten . . .  kein einziges Wort wahr ist . . .  
infame Praktiken ungestraft auf die par­
lamentarische Bühne verlagern . . .  Un­
wahrheiten in die Welt setzte . . .  Ent­
rüstung, nur noch etwas dicker aufge­
legt . . .  Redaktor des Volksblatt wie den 
FBP-Abgeordneten Dr. Marxer und Dr. 
Büchel zugute halten, dass sie . . .  etwas 
an Geistesfrische einbüssten . . .  drei ge­
waschenen Parteifunktionären - mehr 
Naivität zuzugestehen . . .  derart bla­
mable Ahnungslosigkeit . . .  denn selbst 
das abgefeimteste, politische Gewissen 
kann nicht so kurzlebig sein . . .  Verdre­
hen Sie bitte nicht die Tatsachen . . .  
verantwortungslose Unterstellung . . .  
bewusst dramatisierte und irreführende 
Darstellung . . .  politisch unlautere Mit­
tel . . .  die Erinnerung der drei Herren 
wirklich schon verblasst . . .  ziemlich 
scheinheiliger Notschrei . . .  verzehren 
sich in Mitleid . . .  scheinheiligen Ent­
rüstung . . .  gezielte Schlechtmacherei 
. . .  haltlose Dramatik . . .  verantwor­
tungslosen Verleumdung . . .  von einem 
«sogenannten» Koalitionspartner...» 

Diesten dornigen Strauss eindeutiger 
Beschimpfungen haben wir, einem e i n ­
z i g e n  Leitartikel des VU»Regierungs-
organs vom Dienstag dieser Woche ent­
nommen. Die Aufmachung (mit dicken 
Balken) nahm sich wie in besten Wahl­
kampfzeiten aus. — Bleibt die Frage, 
was sich der Bürger und das in letzter 
Zeit so gern zitierte Ausland denken 
muss, wenn im offiziellen Sprachrohr 
der Regierungspartei siolche Töne an­
geschlagen werden? Klingt hier viel­
leicht schlechtes Gewissen durch oder 
Unsichenheit, die man nur noch mit 
Kraftausdrücken überspielen kann? Soll 
nun auch an der Regierungskoalition ge­
nagt werden* nachdem mani den Redak­
tor des «Volksblatt» wegen der Kritik 
an der Finanzpolitik bereits vor Gericht 
stellte? Oder ist einfach die Tatsache 
massgebend, dass der Graben zwischen 
den Spitzenpolitikern der Mehrheits-
parteii und dem Bürger immer grösser 
wird? Wie hiess es noch in jenem ge­
flügelten Wort: «Durch Heftigkeit er­
setzt der Irrende, was ihm an Wahrheit 
und an Kräften fehlt!» 
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Landtag: Der Abg. E. Vogt über ein neues Subventionsreglement 
Kein Abgeordneter des Landtages konnte 

sich nach einem umfassenden Votum des Ab­
geordneten Emanuel Vogt in der letzten Land­
tagssitzung für die Regierungsvorlage auf Ab­
änderung des Subventionsreglementes für 
öffentliche Badeanstalten befreunden. Das Par­
lament überwies den Entwurf der Regierung. 
Die Regierung beantragte in ihrer Vorlage, dass 
eine Badeanstalt gemeinsam von zwei oder 
mehreren Gemeinden, nach Möglichkeit als 
Hallenfreibad, errichtet werden soll. Emanuel 
Vogt hob in diesem Zusammenhang kritisch 
hervor, dass es die Regierung unterlassen habe, 
zu dieser Vorlage wie auch bei der Reduzie­
rung des Finanzausgleiches und bei der Fest­
setzung des Verteilungsschlüssels der Grenz­
gänger-Quellensteuer die Gemeinden anzu­
hören. Die Gemeindevorsteher, so betonte der 
Abgeordnete Vogt, hätten auch Verständnis 
für die Finanzlage des Staates. Zur Regierungs­
vorlage über die Aenderung des Subventions­
reglementes (Badeanstalten) führte der Abge­
ordnete Emanuel Vogt wörtlich aus: 

«Es ist sicher unbestritten, dass man öffent­
liche Werke möglichst rationell bauen soll und 
die infrastrukturellen Aufgaben vor allem re­
gional überdenken muss. Ich., stehe dazu und 

vertrete diese Ansicht durchwegs. So lassen 
siqh> öffentliche Aufgaben oft besser, sicherer 
utfd V o r  allem finanziell tragbar lösen. Auch 
kann man an Aufgaben herangehen, die eine 
einzelne Gemeinde sonst nicht anzupacken 
wagen würde. Wir dürfen aber feststellen, dass 
unsere Gemeinden in dieser Hinsicht bereits 
Weitsicht und Verantwortung gezeigt haben. 
Es seien erwähnt, die regionale Lösung der 
Kehrichtverwertung Werdenberg-Liechtenstein, 
den Zweckverband der Unterländer Wasser­
versorgung, der kleine Verbund der Oberlän­
der Gemeinden für die gegenseitige Wasser­
versorgung und neuestens das Projekt der Ge­
meinschaftsantenne, wo die Initiative der Ge­
meinden sogar eine Lösung, über die Landes­
grenze hinaus in Erwägung zieht. 
• Der uns vorliegende Verordnungsentwurf mit 
der Möglichkeit der Einengung oder Verweige­
rung der Subventionen für Badeanlagen gibt 
nun der Regierung die Möglichkeit, den Ge­
meinden via Finanzhahn vorzuschreiben, wie 
und wo Badeanlagen gebaut werden können. 
Ich betrachte dies als eine sehr starke Bevor­
mundung der Gemeinden. 

Wenn man die Bestrebungen der Gemeinden 
in den letzten Jahren vor allem auf dem un-

Ausgabe zum 
Jahresende 

Abschlusszelten vorverlegt! 
Für den Ausgabenplan des «Liechten­
steiner Volksblatt» in dieser Woche 
gelten die gleichen Abschlusszeiten wie 
in der Weihnachtswoche: die letzte Aus­
gabe des Jahres 1971 erscheint am kom­
menden Freitag früh. Die Abschluss­
zelten für diese Wochenendausgabe 
mussten wir aus technischen Gründen 
auf h e u t e  Mittwoch abend vorver­
legen. Wir danken für Beachtung dieser 
Aenderung. 

Bauwesen: Gerechtere Verteilung 
Kritik an der PrioritätsUstefür den Strassenbau 

Anlässlich der Budgetdebatte in der vergan­
genen Landtagssitzung kritisierte der Abgeord­
nete Anton Gerner die regionale Verteilung 
der vorgesehenen Strassenverbesserungen. Vor 
allem falle unangenehm auf, «dass von den 26 
aufgeführten Projekten, die im kommenden 
Jahr realisiert werden sollen., lediglich 5 Pro­
jekte auf das Unterland entfallen, mit einem 
voranschlagten Kostenanteil von ca. 2,99 Mio 
Franken von insgesamt 12,23 Mio Franken.» 
Dies entspreche rund 27 Prozent und sei gleich­
viel wie der Kostenaufwand, der für die Neu­
bauten und Verbesserungen im Alpengebiet 
aufgewendet werde. 

Der Abg. Gerner ersuchte den Regierungs­
chef, die vorgesehenen Mittel für das Bauwesen 
im ganzen Land gerechter einzusetzen und kri­
tisierte ausserdem, dass es sich bei allen auf­
geführten Unterländer Projekten um vorge­
sehene Verbesserungen handle, die schon in 
früheren Jahren ins Budget aufgenommen wor­
den seien und nun mindestens ein bis zwei 
Jahre mitgeschleppt würden. «Mir scheint», so 

führte der Abg. Gerner wörtlich aus, «die Ak­
tivität, welche die Regierung im Unterland in 
Sachen Strassenneubauten und "Verbesserun­
gen an den Tag legen will, äusserst mager. Die 
Strassen im unteren Lande9teil sind in der Tat 
nicht so gut ausgebaut, dass sich ein Zurück­
stellen der Projekte rechtfertigen lässt.» 

Anton Gerner verwies des weiteren auf ver­
schiedene mangelhaft ausgebaute, gemeindever­
bindende Strassen, wo im Innerortsbereich zwei 
Autos nicht kreuzen können, wie beispielsweise 
die Verbindungen Gamprin — Eschen oder 
Eschen — Schellenberg. Ausserdem müsse man 
an den Landstrassen in den meisten Unterlän­
der Gemeinden die Trottoirs vergebens suchen. 
Er erinnerte an Eschen, wo die Kinder, die mit 
Schulbussen aus anderen Gemeinden gebracht 
werden, sogar auf der Hauptsitrasse zur Schule 
gehen müssen. «Ich bin der Ansicht, dass dies 
weiterhin nicht mehr verantwortbar ist», stellte 
der Abg. Gerner fest und betonte, dass das 
Unterland im nächsten Budget besser berück­
sichtigt werden müsse. 

populären Sektor der Planung betrachtet, 
kommt einem diese Vorlage wie eine Ohrfeige 
vor. Und mit Ohrfeigen erzieht man heute nicht 
mehr. Zudem haben die Gemeinden gezeigt, 
dass man sie nicht mehr erziehen muss, sie 
haben bewiesen, was sie unter verantwortungs­
voller Planung verstehen und zwar an  vorder­
ster Front. Die Vertreter der Gemeinden sind 
die ersten Puffer bei allen Planungsaufgaben, 
sie haben, praktisch alles auszuhalten, in der 
Regel hat die Regierung nur einen kleinen Teil 
dieser Reaktionen noch zu spüren. Der Grund­
stock für die Planung wurde in den letzten 
Jahren in der* Gemeinden gelegt, auch wenn 
sich die positiven Folgen erst in einigen Jahren 
oder Jahrzehnten zeigen werden. Dieser Grund­
stock brauchte mutige Entscheide, die bei der 
Bevölkerung heute noch nicht überall verstan­
den werden. 

Dieser heutige Maulkorb stellt aber den Ge­
meinden ein sehr schlechtes Zeugnis aus. Ich 
bin der Meinung, die Gemeinden haben nun 
genügend bewiesen, dass sie mündig geworden 
sind, dass sie Verantwortung tragen können. 
Ich kann Methoden, wie diese Vorlage nur so 
beurteilen, dass sie im grossen gesehen das 
Gegenteil von dem erreichen, was sie bezwek-
ken sollen. 
• Zum konkreten Fall: Die Gemeinden Gamprin 
und Ruggell haben ein Freibad in Planung. 
Wenn sie nun kein Hallenbad dazu bauen oder 
nicht an dem von der Regierung vorzuschrei­
benden Ort bauen, kann man diesen Gemeinden 
einfach die Subvention verweigern. Die Ge-

(Fortsetzung Seite 3) 

Die VU-Klage gegen Volksblatt-Redaktor 
öffentliche Verhandlung nach Beweisaufnahme bis auf weiteres vertagt 

(**) — «Meines Wissens hatten wir noch nie 
die Ehre, vor so einem grossen Publikum zu 
tagen.» Mit diesen sinngemässen Ausführungen 
eröffnete Landrichter Dr. Arnold Oehry als Vor­
sitzender des Schöffengerichtes am Montag, 
kurz nach 15.00 Uhr, die Schlussverhandlung in 
der Privatklage der Vaterländischen Union bzw. 
des VU-Präsidiums gegen den verantwortlichen 
Redaktor des «Liechtensteiner Volksblatt». Als 
Richter amtierten Gottlieb Schädler und Johann 
Pfeifer. 

In der Tat waren die Zuschauerränge des 
Gerichtssaales schon vor Beginn der Verhand­
lung bis auf den letzten Platz besetzt, so dass 
pünktlich eintreffende Besucher mit den Steh­
plätzen entlang den Wänden vorlieb nehmen 
mussten. Dieses aussergewöhnlich grosse In­
teresse unterstrich die p o l i t i s c h e  Bedeu­
tung, die man diesem Gerichtsverfahren in der 
Oeffentlichkeit zugemessen hat. Es zeigte wei­
ter und augenfälligst, dass die Anklage wegen 
angeblicher Ehrenbeleidigung der tatsächlichen 
Situation zumindest nur am Rande gerecht 
wurde. In Wirklichkeit stand während der gan­
zen Dauer der Verhandlung die Fragfe im Raum, 
inwieweit öffentliche Kritik an  politischen 
Sachverhalten überhaupt gerichtlich geahndet 
werden kann und darf? 

Die Vaterländische Union bezw. die Mitglie­
der ihres Präsidiums (Dr. Franz Nägele, Fried­
rich Beck, Landtagspräsident Dr. Ritter, Frak­
tionssprecher Roman Gassner, Regierungschef 
Dr. Hübe, Regierungsrat Andreas Vogt und Re­
gierungsrat a. D. Cyrill Büchel) wurde von lic. 
jur. Walter Matt vertreten. Die Vertretung des 
Beklagten und Beschuldigten, Redaktor W. B. 
Wohlwend, führte Dr. jur. Wolfgang Müller 
von der Rechtsanwaltskanzlei Dr. Marxer. 

Aufgrund der nachstehenden (drei) Passagen 
im «Liechtensteiner Volksblatt» fühlte sich die 
Vaterländische Union al9 Mehrheitspartei 
(bezw. die Mitglieder ihres Präsidiums) in der 
Ehre verletzt: 
* Im «Volksblatt» vom 22. Dezember 1970 stand 
u. a., «dass schon in der kurzen Regierungszeit 
der Vaterländischen Union die «verfügbaren 
Reserven auf 5 Millionen Franken zusammen­
geschmolzen» seien und dass die Kläger als ver­
antwortliche Mehrheitspartei die Ausgabenseite 
«frisiert» habe.» (Zitat aus der Klageschrift) 
• Im «Volksblatt» vom 30. Januar 1971 stand 
u. ä.: «dass die Kläger als Verantwortliche das 
von der Fortschrittlichen Bürgerpartei in den 
letzten Jahren gesparte Geld «bereits in 10 Mo­
naten ihrer Regierungszeit verpulvert» haben, 
«ohne dass man genau weiss, wo es  eigentlich 

hingekommen ist» (Zitat aus der Klageschrift). 
• Im «Volksblatt» vom 2./3, Februar 1971 stand 
u. a.: «dass die Kläger «ihre Regierungsmehr­
heit mit frei verfügbaren Reserven von über 
10 Millionen Franken angetreten hat und schon 
nach einigen Monaten Regierungsverantwor-
tung, ein Defizit Von mehr als 10 Millionen 
Franken . . .» entstanden sei (Zitat aus der 
Klageschrift). 

Rechtfertigung des Beschuldigten 
Zum ersten verantwortete sich der Beschul-
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